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Vertretungsorganen von Kapitalge-

sellschaften hilft ein Blick ins Gesetz: Ob 

§ 35 a GmbHG oder § 80 AktG, die jewei-

ligen Spezialgesetze für Kapitalgesell-

schaften halten explizite Vorgaben für die 

Gestaltung von Geschäftsbriefen einer 

GmbH, Genossenschaft oder Aktienge-

sellschaft vor. Doch wie ist die Rechtslage 

bei Vereinen, seien es rechtsfähige (einge-

tragene) Idealvereine oder nicht rechtsfä-

hige Vereine im Sinne des § 54 BGB; ge-

setzliche Vorgaben für Pfl ichtangaben auf 

Geschäftsbriefen enthält das Bürgerliche 

Gesetzbuch nicht.

WAS GILT HIER?

Zunächst einmal muss man sich die ge-

setzgeberische Intention verdeutlichen, 

die hinter den Pfl ichtangaben des Gesell-

schaftsrechts oder Handelsrechts stehen. 

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass die 

mit einem Geschäftsbrief verbundene 

„Kontaktaufnahme“ mit dem Rechtsver-

kehr diesem die Möglichkeit geben soll, 

sich vor Eingehen von Pfl ichten über den 

Vertragspartner zu informieren. Er soll 

bestimmte Angaben direkt dem Brief-

bogen entnehmen können und darüber 

hinaus Gelegenheit haben, über etwa 

Registerangaben und Einsichtnahme in 

das Handelsregister weitere Details zu 

erfahren. Damit dienen die gesetzlichen 

Pfl ichtangaben letztlich dem Gläubiger-

schutz und sind deshalb ein Puzzleteil der 

Gläubiger schützenden Vorschriften des 

Zivilrechts.

BEI IDEALVEREINEN IST DIES 

ANDERS

Diese unterhalten schon 

kraft Gesetzes keinen „Ge-

schäftsbetrieb“, zumindest 

keinen, der über das soge-

nannte Nebenzweckprivileg 

des § 21 BGB hinausgeht. So die Theorie! 

Die vereinsrechtliche Praxis sieht natür-

lich bei Berufs- und Wirtschaftsverbän-

den oder gemeinnützigen Organisationen 

anders aus. Im Unterschied zu lokalen 

Kleinvereinen, die das BGB vor Augen 

hat, beteiligen sich diese sicherlich in 

einem nicht zu vernachlässigenden Um-

fang am Rechtsverkehr und tätigen auch 

Geschäfte. Doch hier wie auch an anderer 

Stelle bleibt der Gesetzgeber bemerkens-

wert konsequent: Getreu dem Motto „Wo 

kein Gläubiger sein darf, muss auch kein 

Gläubiger geschützt werden“ verneint er 

jedes Regelungsbedürfnis. 

Es gibt also keine gesetzliche Pfl icht zu 

bestimmten Angaben auf Geschäftsbrie-

fen, weder direkt aus dem BGB noch aus 

analoger Anwendung handelsrechtlicher 

Vorschriften. Damit gibt es jedenfalls kei-

ne zwingend notwendigen Angaben auf 

dem Geschäftsbrief über den Namen des 

Vereins (einschließlich des Rechtsform-

zusatzes „e.V.“) und seine Kontaktdaten. 

Denn auch diese folgen nicht spezialge-

setzlichen Anforderungen, sondern sind 

letztlich nur Ausfl uss eines Individuali-

sierungsgebotes. Der Adressat eines Ge-

schäftsbriefes soll wissen, „mit wem er es 

zu tun“ hat. 

DIE NAMENTLICHE AUFFÜHRUNG 

DES GESETZLICHEN VORSTANDES

Doch wie ist es mit der namentlichen 

Aufführung des gesetzlichen Vorstandes 

im Sinne von § 26 BGB, also des geborenen 

Vertretungsorganes 

eines Vereins? Zur Vermeidung von Zwei-

feln: Gesetzlich zwingend ist die Nennung 

nicht. Aber neben den gesetzlichen aus-

drücklichen Pfl ichten ist die Frage etwas 

differenzierter zu beantworten! 

Nennt der Verein auf seinem Briefbo-

gen den vertretungsberechtigten Vor-

stand im Sinne des § 26 BGB mit Namen 

und Vornamen, so gibt er zu erkennen, ob 

oder dass der dann den Brief und damit 

die Willenserklärung Unterzeichnende 

zur gesetzlichen Vertretung des Vereins 

befugt ist oder nicht. Im positiven Falle er-

kennt der Adressat, dass der Vorstand und 

damit im gesetzlichen Sinne „der Rich-

tige“, also der geborene organschaftliche 

Vertreter des Vereins, unterschrieben hat. 

Damit kann der Verein das Entstehen von 

Rechtsscheinstatbeständen verhindern, 

so insb. der Anscheinsvollmacht. Unter-

schreibt nämlich eine andere Person als 

die auf dem Briefbogen bezeichneten Vor-

stände, so muss der Adressat im Zweifels-

falle eben nachfragen und sich über die 

Vertretungsbefugnis vergewissern.

Von daher empfi ehlt es sich jedenfalls, 

den Vorstand im Sinne des § 26 BGB auf 

dem Briefbogen zu bezeichnen, auch 

wenn eine explizite Pfl icht hierzu nicht 

vorhanden ist. Aus dem gleichen Grunde 

empfi ehlt sich die Nennung von Register-

gericht und Vereinsregisternummer bei 

den Vereinen, die im Vereinsregister ein-

getragen sind.

Von daher ist es zu empfehlen, folgende 
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des vorgenannten Gesetzes zwingend 

im Bereich der Verbände auch nur für 

Servicegesellschaften, wo dann der voll-

ständige Firmenname, so wie im Han-

delsregister hinterlegt, einschließlich 

Rechtsformzusatz, der Sitz des Unterneh-

mens, die Registernummer und das Re-

gistergericht sowie der Geschäftsführer 

und – falls vorhanden – der Aufsichts-

ratsvorsitzende jeweils mit Vor- und Zu-

namen eingefügt werden müssen. Damit 

gelten für den geschäftlichen Verkehr 

über moderne Kommunikationsmittel 

im Bereich der Service GmbH letztlich die 

gleichen Anforderungen, wie sie für die 

GmbH auf gedruckten Geschäftsbriefen 

nach § 35 a GmbHG gelten. Die Angaben 

insbesondere im E-Mail-Bereich müssen 

deutlich lesbar sein, d. h. es reicht nicht 

aus, diese Angabe lediglich über eine Ver-

linkung der E-Mail mit dem Impressum 

der Website der jeweiligen Gesellschaft 

kenntlich zu machen. 

Natürlich ist es neben dem gesetzlichen 

Pfl ichtbereich, der – wie ausgeführt – für 

Verbände in der Rechtsform eines bürger-

lich rechtlichen Vereins nicht gilt, jeden-

falls ratsam, die Angaben freiwillig aufzu-

nehmen, um auch hier im Rechtsverkehr 

Klarheit zu schaffen, wer eigentlich hinter 

der jeweiligen Willenserklärung steht. 

ALS FAZIT BLEIBT FESTZUHALTEN

Eine gesetzliche Pfl icht zur Vorhaltung 

bestimmter Angaben auf Briefbögen für 

Vereine enthält das BGB nicht. Zumindest 

bei den Großvereinen, um die es sich bei 

Berufs- und Wirtschaftsverbänden han-

delt, sollte jedoch erwogen werden – auch 

aus Rechtsgründen, nämlich zur Ver-

meidung von Rechtsscheinstatbestän-

den –, bestimmte Angaben freiwillig zu 

machen, damit der Rechtsverkehr nicht 

über die rechtliche „Qualität“ des Vertrags-

partners getäuscht werden kann.  (RW)

www.verbaende.com/recht-steuern �

Befund heraus die Aufführung eines Ver-

bandsgeschäftsführers auf dem Briefbo-

gen jedenfalls einen Rechtsschein setzt. 

Mit anderen Worten führt die Nennung 

des Verbandsgeschäftsführers jedenfalls 

dazu, dass Dritte davon ausgehen dürfen, 

mit dem Verbandsgeschäftsführer quasi 

als allzuständiges Organ auch Verträge 

abschließen zu dürfen. Dies wird in vie-

len Fällen mit der tatsächlichen Befugnis 

übereinstimmen, sollte jedoch im Einzel-

fall auch überprüft werden. Gesetzliche 

Pfl ichten oder Verbote gibt es selbstver-

ständlich für die Gestaltung des Briefbo-

gens auch insoweit  nicht.

Unterhält der Verein ausgelagerte wirt-

schaftliche Aktivitäten in einer Service 

GmbH, so gelten ohnehin die Pfl ichten 

aus § 35 a GmbHG, nämlich die Nennung 

von

 Firmierung (einschließlich Rechts- –

form zusatz GmbH),

Sitz der Service GmbH, –

 Registergericht und Handelsregister- –

nummer,

Geschäftsführer,  –

 und – falls vorhanden – Nennung des  –

Aufsichtsratsvorsitzenden.

SONDERPROBLEM E-MAILS

Ein Sonderproblem stellen Angaben auf 

E-Mails dar. Durch das am 1. Januar 2007 

in Kraft getretene „Gesetz über elektro-

nische Handelsregister und Genossen-

schaftsregister sowie das Unternehmens-

register“ (EHUG) gibt es jetzt neben den 

Pfl ichtangaben auf Geschäftsbriefen auch 

Pfl ichtangaben für E-Mails und Faxe, also 

elektronische Übermittlungen von Erklä-

rungen im geschäftlichen Bereich. 

Auch diese Pfl ichtangaben, die das 

EHUG jetzt für den elektronischen Über-

mittlungsverkehr ausgestellt hat, gelten 

nicht für Vereine, da diese – sofern sie 

überhaupt in ein Register eingetragen 

sind – im Vereinsregister und nicht in das 

Handelsregister, Genossenschaftsregister 

oder Unternehmensregister eingetragen 

werden. Damit gelten die Pfl ichtangaben 

auf dem Briefkopf eines Verbandes zu 

machen:

 Name des Vereins (ggf. mit Rechtsform- –

zusatz „e.V.“)

Sitz des Vereins –

Anschrift  –

Registergericht und Registernummer –

 Name und Vorname des Vorstandes im  –

Sinne von § 26 BGB

 ggf. Name und Vorname der Geschäfts- –

führung

Werden diese Angaben getätigt, kann 

jedenfalls auch bei einer Betätigung des 

Vereins wie ein Kaufmann und damit 

im Ergebnis eigentlich zivilrechtlich 

unerlaubter wirtschaftlicher Betätigung 

jedenfalls nicht der Vorwurf erhoben 

werden, etwaige Gläubiger seien vom Ver-

band über dessen Rechtsform „getäuscht“ 

worden. Der Verein, der – unerlaubt – wie 

ein Kaufmann einen Geschäftsbetrieb 

unterhält, hat jedenfalls nicht den Rechts-

verkehr getäuscht und ist nicht „unter fal-

scher Flagge“ gesegelt.

DIE HAUPTAMTLICHE GESCHÄFTS-

FÜHRUNG AUF DEM BRIEFBOGEN

Eine Sonderstellung in Verbänden neh-

men in aller Regel die hauptamtlichen 

Verbandsgeschäftsführer ein. Häufi g wer-

den diese auf Briefbögen deshalb nament-

lich benannt, weil der hauptamtliche 

Geschäftsführer ohnehin den Verband 

im „Alltagsleben“ nach außen repräsen-

tiert, also alleiniger Ansprechpartner ist. 

Alleine diese Motivation zur Aufnahme 

auf dem Briefkopf greift jedoch rechtlich 

etwas kurz: 

Der hauptamtliche Verbandsgeschäfts-

führer ist häufi g kein Vorstandsmitglied, 

sondern kann auch besonderer Vertreter 

im Sinne von § 30 BGB bzw. angestellter 

Verbandsgeschäftsführer und damit Ar-

beitnehmer sein. Dies ist von Verband 

zu Verband verschieden. Jedenfalls wer-

den in der gewerblichen Wirtschaft auf 

Geschäftsbriefen praktisch nur Organe 

und nicht Arbeitnehmer namentlich auf-

geführt, sodass aus diesem tatsächlichen 


